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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) Nr. 249/2012 DER KOMMISSION
vom 21. Mirz 2012

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 19/2011 hinsichtlich der Typgenehmigung des gesetzlich
vorgeschriebenen Fabrikschilds fiir Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhinger

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 661/2009 des Europii-
schen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 iber die
Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhingern
und von Systemen, Bauteilen und selbststindigen technischen
Einheiten fur diese Fahrzeuge hinsichtlich ihrer allgemeinen Si-
cherheit ('), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1) Bei der Verordnung (EG) Nr. 661/2009 handelt es sich
um eine Einzelverordnung fiir die Zwecke der Typgench-
migung gemifl der Richtlinie 2007/46/EG des Europii-
schen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007
zur Schaffung eines Rahmens fiir die Genehmigung von
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhingern sowie von
Systemen, Bauteilen und selbststindigen technischen Ein-
heiten fiir diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (2).

(2)  Die Verordnung (EU) Nr. 19/2011 der Kommission vom
11. Januar 2011 iiber die Typgenehmigung des gesetzlich
vorgeschriebenen Fabrikschilds und der Fahrzeug-Identi-
fizierungsnummer fiir Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-
anhdnger zur Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr.
661/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates
iber die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen, Kraft-
fahrzeuganhdngern und von Systemen, Bauteilen und
selbststandigen technischen Einheiten fiir diese Fahrzeuge
hinsichtlich ihrer allgemeinen Sicherheit (*) ist eine der
Mafnahmen zur Durchfithrung der Vorschriften von Ar-
tikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 661/2009.

() ABL L 200 vom 31.7.2009, S. 1.
() ABL L 263 vom 9.10.2007, S. 1.
() ABL L 8 vom 12.1.2011, S. 1.

(3)  In der Verordnung (EU) Nr. 19/2011 wird fiir Fahrzeug-
hersteller die Moglichkeit eingefiihrt, selbstklebende Eti-
ketten bei der Herstellung der gesetzlich vorgeschriebe-
nen Schilder zu verwenden. Damit die Herstellung dieser
Etiketten mittels Datenverarbeitung sowie deren elektro-
nisches Ausdrucken vereinfacht werden, ist es notwendig,
die vorhandenen technischen Anforderungen an die Be-
sonderheiten dieser modernen Verfahren anzupassen.

(4)  Die Verordnung (EU) Nr. 19/2011 sollte daher entspre-
chend gedndert werden.

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Technischen Ausschus-
ses ,Kraftfahrzeuge* —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I Teil A der Verordnung (EU) Nr. 19/2011 wird wie
folgt gedndert:

1. Ziffer 2.2 erhilt folgende Fassung:

,2.2. Die Zeichen der in Ziffer 2.1 Buchstabe ¢ genannten
Fahrzeugidentifizierungsnummer miissen eine Mindest-
hohe von 4 mm aufweisen.”

2. Nach Ziffer 2.2 wird folgende Ziffer 2.3 eingefiigt:

,2.3. Die Zeichen der in Ziffer 2.1 genannten Angaben mit
Ausnahme der Fahrzeugidentifizierungsnummer miis-
sen eine Mindesthohe von 2 mm aufweisen.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 21. Mirz 2012

Fiir die Kommission
Der Président
José Manuel BARROSO
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 250/2012 DER KOMMISSION
vom 21. Mirz 2012

zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 zum Erlass von Sondervorschriften
fiir die Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Herkunft Japan ist, nach dem
Unfall im Kernkraftwerk Fukushima

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen

Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europii-
schen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Fest-
legung der allgemeinen Grundsitze und Anforderungen des Le-
bensmittelrechts, zur Errichtung der Europdischen Behorde fiir
Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur
Lebensmittelsicherheit (1), insbesondere auf Artikel 53 Absatz
1 Buchstabe b Ziffer ii,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

1

Gemifl Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002
kann die Kommission geeignete Sofortmaflnahmen der
Union fur aus einem Drittland eingefithrte Lebens- und
Futtermittel treffen, um die 6ffentliche Gesundheit, die
Tiergesundheit oder die Umwelt zu schiitzen, wenn
dem Risiko durch Mafinahmen der einzelnen Mitglied-
staaten nicht auf zufrieden stellende Weise begegnet wer-
den kann.

Nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima am
11. Mirz 2011 wurde die Kommission dariiber unter-
richtet, dass die Radionuklidgehalte bestimmter aus Japan
stammender Lebensmittelerzeugnisse die in Japan fur Le-
bensmittel geltenden Auslosewerte iiberschreiten. Eine
solche Kontamination kann eine Bedrohung fir die of-
fentliche Gesundheit und die Tiergesundheit in der Union
darstellen; deshalb erlief} die Kommission die Durchfiih-
rungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 (3.

Die Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 sieht
vor, dass Sendungen von Erzeugnissen, die unter die
genannte Verordnung fallen, von einer Erklirung beglei-
tet werden miissen, die von einem dazu ermdichtigten
Vertreter der zustindigen japanischen Behorde unter-
zeichnet worden ist und die unter anderem bescheinigt,
welchen Ursprung die Sendung hat und von wo sie ver-
sendet wurde. Der Inhalt dieser Erklarung ist auflerdem
unterschiedlich, je nachdem, ob die Erzeugnisse aus einer
Prafektur in der Nahe des Kernkraftwerks Fukushima
stammen bzw. von dort versendet wurden oder nicht.

Fiir Sendungen mit Ursprung in der Prifektur Fukushima
oder in den zehn in der Ndhe gelegenen Prafekturen
miissen die japanischen Behorden bescheinigen, dass die

() ABL L 31 vom 1.2.2002, S. 1.
() ABL L 252 vom 28.9.2011, S. 10.

Erzeugnisse keinen Gehalt an den Radionukliden Caesi-
um-134 und Caesium-137 aufweisen, der die in Anhang
II der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 ge-
nannten Hochstwerte iiberschreitet. Zudem miissen die
zustdndigen Behorden der Grenzkontrollstelle oder des
benannten Eingangsorts bei mindestens 10 % dieser Sen-
dungen Namlichkeitskontrollen und Warenuntersuchun-
gen, einschlieflich Laboranalysen zum Nachweis von
Caesium-134 und Caesium-137, durchfithren.

Fir Sendungen, die aus der Prafektur Fukushima oder
den zehn in der Nahe gelegenen Prifekturen versendet
werden, miissen die japanischen Behorden bescheinigen,
dass die Erzeugnisse bei der Durchfuhr keiner Radioakti-
vitdt ausgesetzt waren. In diesen Fillen sowie in Fillen, in
denen die Sendungen aus anderen japanischen Prifektu-
ren als Fukushima und den in der Nahe gelegenen zehn
Prifekturen stammen oder versendet wurden, miissen die
zustindigen Behorden der Grenzkontrollstelle oder des
benannten Eingangsorts bei mindestens 20 % dieser Sen-
dungen Namlichkeitskontrollen und Warenuntersuchun-
gen, einschlieflich Laboranalysen zum Nachweis von
Caesium-134 und Caesium-137, durchfihren.

Die Ergebnisse der gemif der Durchfuhrungsverordnung
(EU) Nr. 961/2011 von den zustindigen Behorden der
Grenzkontrollstelle oder des benannten Eingangsorts
durchgefiihrten Kontrollen, einschlieflich der Laborana-
lysen, zeigen, dass die japanischen Behorden die Maf-
nahmen zur Kontrolle von zur Ausfuhr in die Union
bestimmten Lebens- und Futtermitteln korrekt und effi-
zient anwenden. Daher sollte die Haufigkeit der Kontrol-
len, denen die zustindigen Behorden der Grenzkontroll-
stelle oder des benannten Eingangsorts diese Sendungen
unterziehen, verringert werden.

Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 gilt
auflerdem bis zum 31. Médrz 2012. Die japanischen Be-
horden iiberwachen Lebens- und Futtermittel weiterhin
auf Radioaktivitit. Die Ergebnisse dieser Uberwachung
zeigen, dass bestimmte Lebens- und Futtermittel in Pra-
fekturen in der Nihe des Kernkraftwerks Fukushima wei-
terhin Radioaktivititswerte aufweisen, die iiber den Aus-
losewerten liegen. Daher sollte die Geltungsdauer der
Mafinahmen gemifl der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 961/2011 verlidngert werden.

Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 sollte
daher entsprechend gedndert werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Stdndigen Ausschusses
fur die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungsbestimmungen

Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 wird wie
folgt gedndert:

1. Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) Namlichkeitskontrollen und Warenuntersuchungen, ein-
schlieflich Laboranalysen zum Nachweis von Caesium-
134 und Caesium-137, bei mindestens

— 5% der Sendungen der in Artikel 2 Absatz 3 Buch-
stabe d genannten Erzeugnisse und

— 10 % der Sendungen der in Artikel 2 Absatz 3 Buch-
staben b und ¢ genannten Erzeugnisse.“

2. In Artikel 10 Absatz 2 wird das Datum ,31. Mirz 2012
durch das Datum ,31. Oktober 2012 ersetzt.
Article 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 21. Mirz 2012

Fiir die Kommission
Der Président
José Manuel BARROSO



22.3.2012

Amtsblatt der Europdischen Union

L 82/5

DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 251/2012 DER KOMMISSION
vom 21. Mirz 2012

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise
geltenden Einfuhrpreise

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom
22. Oktober 2007 iiber eine gemeinsame Organisation der
Agrarmirkte und mit Sondervorschriften fiir bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung iiber die einheitliche
GMO) (1),

gestiitzt auf die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchfithrungsbestim-
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates fur die
Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus
Obst und Gemiise (?), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1,

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu beriicksichtigenden Kriterien sind in der

Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 fiir die in
ihrem Anhang XV Teil A aufgefithrten Erzeugnisse und
Zeitriume festgelegt.

20  Gemaf Artikel 136 Absatz 1 der Durchfihrungsverord-
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert
an jedem Arbeitstag unter Beriicksichtigung variabler Ta-
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte
daher am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

Die in Artikel 136 der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr.
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang
der vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amts-
blatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. Mirz 2012

() ABL L 299 vom 16.11.2007, S. 1.
() ABL L 157 vom 15.6.2011, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prisidenten,

José Manuel SILVA RODRIGUEZ

Generaldirektor fiir Landwirtschaft und landliche

Entwicklung
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ANHANG

Pauschale Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)
KN-Code Drittland-Code (') Pauschaler Einfuhrwert
0702 00 00 IL 188,6
JO 64,0
MA 47,9
TN 68,9
TR 96,0
77 93,1
0707 00 05 JO 107,2
TR 165,2
77 136,2
0709 91 00 EG 76,0
77 76,0
0709 93 10 JO 2251
MA 55,1
TR 127,5
77 1359
080510 20 EG 52,6
IL 79,2
MA 52,2
TN 80,1
TR 70,0
Y4 66,8
0805 50 10 EG 43,8
TR 52,6
77 48,2
0808 10 80 AR 89,5
BR 83,2
CA 125,0
CL 84,7
CN 108,7
MK 31,8
Us 160,0
Uy 74,9
ZA 119,9
77 97,5
0808 30 90 AR 85,1
CL 123,8
CN 63,0
ZA 91,4
77 90,8

(") Nomenklatur der Lander gemif der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABL L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
,ZZ* steht fiir ,Andere Urspriinge*.
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(Sonstige Rechtsakte)

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTSRAUM

BESCHLUSS DER EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE
Nr. 534/09/KOL
vom 16. Dezember 2009

zur 78. Anderung der verfahrens- und materiellrechtlichen Vorschriften auf dem Gebiet der
staatlichen Beihilfen durch die Einfiigung eines neuen Kapitels iiber den Verhaltenskodex fiir die
Durchfithrung von Beihilfeverfahren

DIE EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE (1) —

GESTUTZT AUF das Abkommen iiber den Europidischen Wirt-
schaftsraum (), insbesondere auf die Artikel 61 bis 63 und
das Protokoll 26 zu diesem Abkommen,

GESTUTZT AUF das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur
Errichtung einer Uberwachungsbehorde und eines Gerichts-
hofs (}), insbesondere auf Artikel 24 und auf Artikel 5 Absatz
2 Buchstabe b dieses Abkommens,

In Erwdgung nachstehender Griinde:

Nach Artikel 24 des Uberwachungs- und Gerichtshofabkom-
mens setzt die Uberwachungsbehérde die Vorschriften des
EWR-Abkommens iiber staatliche Beihilfen in Kraft.

Nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b des Uberwachungs- und
Gerichtshofabkommens gibt die Uberwachungsbehérde Mittei-
lungen und Leitlinien zu den im EWR-Abkommen geregelten
Materien heraus, soweit letzteres Abkommen oder das Uber-
wachungs- und Gerichtshofabkommen dies ausdriicklich vor-
sehen oder die Uberwachungsbehérde dies fiir notwendig erach-
tet.

Die Uberwachungsbehorde hat wie erwihnt am 19. Januar
1994 verfahrens- und materiellrechtliche Vorschriften auf dem
Gebiet der staatlichen Beihilfen erlassen (4).

() Nachstehend als ,die Uberwachungsbehbrde“ bezeichnet.

(?) Nachstehend als ,das EWR-Abkommen* bezeichnet.

(}) Nachstehend als ,das Uberwachungsbehorde- und Gerichtshof-
abkommen* bezeichnet.

(*) Leitlinien fur die Anwendung und Auslegung der Artikel 61 und 62
des EWR-Abkommens und des Artikels 1 des Protokolls 3 zum
Uberwachungs- und Gerichtshofabkommen, angenommen und be-
kannt gegeben von der EFTA-Uberwachungsbehorde am 19. Januar
1994, veroffentlicht im Amtsblatt der Europdischen Union (nachste-
hend ABL) L 231 vom 3.9.1994, S. 1, und EWR-Beilage Nr. 32
vom 3.9.1994, S. 1. in der gednderten Fassung. Nachstehend als die
JLeitlinien fiir staatliche Beihilfen“ bezeichnet. Die aktualisierte Fas-
sung dieser Leitlinien kann auf der Website der Uberwachungs-
behorde eingesehen werden: http:/[www.eftasurv.int/state-aid/legal-
frameworkstate-aid-guidelines|.

Am 16. Juni 2009 verabschiedete die Europiische Kommission
einen Verhaltenskodex fiir die Durchfithrung von Beihilfeverfah-
ren (°).

Diese Mitteilung ist von Bedeutung fiir den Europaischen Wirt-
schaftsraum.

Die EWR-Regeln fiir staatliche Beihilfen sind im gesamten Eu-
ropéischen Wirtschaftsraum einheitlich anzuwenden.

Gemif Ziffer 11 unter der Uberschrift ,ALLGEMEINES® am Ende
des Anhangs XV zum EWR-Abkommen erlisst die Uber-
wachungsbehorde nach Konsultation mit der Europiischen
Kommission Rechtsakte, die den von der Europdischen Kom-
mission erlassenen Rechtsakten entsprechen, um einheitliche
Wettbewerbsbedingungen zu gewihrleisten.

Die Uberwachungsbehorde hat die Europdische Kommission
und die EFTA-Staaten durch Schreiben vom 20. November
2009 dariiber konsultiert (Vorgangsnummern: 537430,
537439 und 537441) —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Leitlinien fiir staatliche Beihilfen werden durch die Ein-
figung eines neuen Kapitels iiber den Verhaltenskodex fiir die
Durchfithrung von Beihilfeverfahren gedndert. Das neue Kapitel
ist im Anhang zu diesem Beschluss wiedergegeben.

(*) ABL C 136 vom 16.6.2009, S. 13.


http://www.eftasurv.int/state-aid/legal-framework/state-aid-guidelines/
http://www.eftasurv.int/state-aid/legal-framework/state-aid-guidelines/
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Artikel 2

Nur der englische Text ist verbindlich.

Briissel, den 16. Dezember 2009

Fiir die EFTA-Uberwachungsbehirde

Per SANDERUD Kristjan A. STEFANSSON
Président Mitglied des Kollegiums
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ANHANG

VERHALTENSLEITLINIEN FUR DIE DURCHFUHRUNG VON BEIHILFEVERFAHREN (1)

1. Geltungsbereich und Zweck

1. Mit diesen Verhaltensleitlinien fiir die Durchfiihrung von Beihilfeverfahren méchte die EFTA-Uberwachungsbehorde
(nachstehend als ,die Uberwachungsbehorde® bezeichnet) ihre Entschlossenheit bekriftigen, die Verfahren so aus-
zugestalten, dass sie den Interessen aller betroffenen Akteure bestmoglich gerecht werden.

2. Das vorliegende Kapitel der Leitlinien der Uberwachungsbehérde stiitzt sich auf die Erfahrungen bei der Anwendung
des Teils 1I des Protokolls 3 zum Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Uberwachungsbehorde
und eines Gerichtshofs (nachstehend als ,Teil I des Protokolls 3“ bezeichnet) (3. Dieses Kapitel soll vor allem
Erlauterungen zur Durchfithrung von Beihilfeverfahren in der Praxis geben und dadurch die Zusammenarbeit und
das gegenseitige Verstindnis zwischen der Uberwachungsbehérde, den EFTA-Staaten und den Vertretern aus Wirt-
schaft und Recht fordern.

3. Die Beihilfeverfahren lassen sich nur verbessern, wenn sich die Uberwachungsbehorde und die EFTA-Staaten gemein-
sam mit der erforderlichen Disziplin fiir dieses Ziel einsetzen. Die Uberwachungsbehérde wird ihre Zusammenarbeit
mit den EFTA-Staaten und Dritten verstirken und sich zudem darum bemiihen, die Durchfithrung ihrer Unter-
suchungen und ihre internen Beschlussfassungsverfahren zu verbessern, um so fir mehr Transparenz, Berechen-
barkeit und Effizienz bei den Beihilfeverfahren zu sorgen.

4. Im Rahmen der Bemithungen um eine moderne Ausgestaltung des Beihilferechts ist dieses Kapitel der letzte Teil eines
Vereinfachungspakets, welches die Leitlinien der Uberwachungsbehérde fiir ein vereinfachtes Verfahren fiir die Wiir-
digung bestimmter Kategorien staatlicher Beihilfen () und die Leitlinien der Uberwachungsbehérde fiir die Durch-
setzung des Beihilfenrechts durch die einzelstaatlichen Gerichte (*) umfasst und das zu berechenbareren und trans-
parenteren Verfahren beitragen soll.

5. Fallspezifische Besonderheiten konnen es jedoch erforderlich machen, die in diesem Kapitel dargelegten Vorgehens-
weisen anzupassen oder von ihnen abzuweichen (%).

6. Zudem konnen — soweit das EWR-Abkommen auf die betreffenden Sektoren Anwendung findet — Abweichungen
von diesem Kapitel auch aufgrund der Besonderheiten gerechtfertigt sein, die der Fischerei- und der Aquakultursektor,
die Primdrerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder die Verarbeitung oder Vermarktung landwirtschaftlicher
Erzeugnisse aufweisen.

2. Beziehung zum EWR-Recht

7. Mit diesem Kapitel soll kein vollstindiger oder umfassender Uberblick iiber die einschldgigen Rechtsinstrumente,
Auslegungshilfen und Verwaltungsmafinahmen gegeben werden, die die Grundlage fir die Beihilfekontrolle sind. Es
sollte vielmehr in Verbindung mit und erginzend zu den grundlegenden Regeln fiir Beihilfeverfahren gelesen werden.

8. Mit diesem Kapitel werden somit weder neue Rechte oder Verpflichtungen begriindet noch die die Rechte oder
Verpflichtungen gedndert, die aufgrund des EWR-Abkommens, des Protokolls 3 und des Beschlusses Nr. 195/04/KOL
der Uberwachungsbehorde vom 14. Juli 2004 (°) in ihrer jeweils geltenden Fassung und ihrer Auslegung durch die
Rechtsprechung des EFTA-Gerichtshofs und der Gerichte der Europdischen Union bestehen.

9. In diesem Kapitel sind praktische Vorgehensweisen dargelegt, die dazu beitragen sollen, auf allen Stufen der Priifung
einer angemeldeten oder nichtangemeldeten Beihilfe bzw. einer Beschwerde die Beihilfeverfahren zu beschleunigen
sowie transparenter und berechenbarer zu gestalten.

(") Das vorliegende Kapitel entspricht dem Verhaltenskodex fiir die Durchfithrung von Beihilfeverfahren (ABL. C 136 vom 16.6.2009,

S. 13).

(%) Teil I des Protokolls 3 deckt sich mit der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. Marz 1999 iiber besondere Vorschriften
fiir die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags (ABL L 83 vom 27.3.1999, S. 1).

() ABL L 75 vom 15.3.2012, S. 26 und EWR-Beilage Nr. 14 vom 15.3.2012, S. 1, verfiigbar unter: http://www.eftasurv.int/state-aid|
legal-framework/state-aid-guidelines/ Die vorliegenden Leitlinien entsprechen der Mitteilung der Kommission iiber ein vereinfachtes
Verfahren fiir die Wiirdigung bestimmter Kategorien staatlicher Beihilfen (ABL. C 136 vom 16.6.2009, S. 3).

(*) Noch nicht im ABL. oder in der EWR-Beilage veréffentlicht. Diese Leitlinien entsprechen der Bekanntmachung der Kommission iiber die
Durchsetzung des Beihilfenrechts durch die einzelstaatlichen Gerichte (ABL. C 85 vom 9.4.2009, S. 1).

() Die Uberwachungsbehorde hat 2008 anlésslich der Bankenkrise geeignete Manahmen ergriffen, um nach der Ubermittlung voll-

stindiger Anmeldungen Entscheidungen rasch und gegebenenfalls innerhalb von weniger als zwei Wochen erlassen zu kénnen. Siehe

die Leitlinien der Uberwachungsbehérde iiber die Anwendung der Vorschriften fiir staatliche Beihilfen auf Mafnahmen zur Stiitzung
von Finanzinstituten im Kontext der derzeitigen globalen Finanzkrise (noch nicht im ABL oder in der EWR-Beilage veréffentlicht), die
der Mitteilung der Kommission — Die Anwendung der Vorschriften fiir staatliche Beihilfen auf Mafnahmen zur Stiitzung von

Finanzinstituten im Kontext der derzeitigen globalen Finanzkrise (ABl. C 270 vom 25.10.2008, S. 8) entsprechen. Im Hinblick auf

die Realwirtschaft siehe den Voriibergehenden Rahmen der Uberwachungsbehorde fiir staatliche Beihilfen zur Erleichterung des Zugangs

zu Finanzierungsmitteln in der gegenwirtigen Finanz- und Wirtschaftskrise (noch nicht im ABI. oder in der EWR-Beilage veroffentlicht),
die der Mitteilung der Kommission — Voriibergehender Gemeinschaftsrahmen fiir staatliche Beihilfen zur Erleichterung des Zugangs zu

Finanzierungsmitteln in der gegenwartigen Finanz- und Wirtschaftskrise (ABl. C 83 vom 7.4.2009, S. 1) entspricht.

Beschluss Nr. 195/04/KOL (ABL L 139 vom 25.5.2006, S. 37. EWR-Beilage Nr. 26 vom 25.5.2006, S. 1) entspricht der Verordnung

(EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 (ABL L 140 vom 30.4.2004, S. 1) zur Durchfithrung der Verordnung (EG)

Nr. 659/1999.

<
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Vorabkontakte

Die Erfahrung der Uberwachungsbehérde zeigt, dass Vorabkontakte selbst in vermeintlichen Routinefillen niitzlich
sind. Vorabkontakte geben der Uberwachungsbehorde und dem anmeldenden EFTA-Staat die Méglichkeit, die recht-
lichen und wirtschaftlichen Aspekte eines geplanten Beihilfevorhabens im Vorfeld der Anmeldung auf vertrauens-
voller Grundlage informell zu erértern, was sich auf Qualitit und Vollstindigkeit der formlichen Anmeldungen
positiv auswirkt. In diesem Rahmen kénnen der betreffende EFTA-Staat und die Uberwachungsbehérde auch gemein-
sam konstruktive Vorschlage zur Anderung problematischer Aspekte einer geplanten Beihilfemanahme ausarbeiten.
Die Voranmeldephase schafft somit die Voraussetzungen fiir eine beschleunigte Priifung der Anmeldungen nach ihrer
formlichen Ubermittlung an die Uberwachungsbehérde. Wird die Moglichkeit der Voranmeldung erfolgreich genutzt,
diirfte die Uberwachungsbehoérde in der Lage sein, Entscheidungen nach Artikel 4 Absatz 2, 3 bzw. 4 in Teil 11 des
Protokolls 3 innerhalb von zwei Monaten nach der Anmeldung zu erlassen (').

Ausdriicklich empfohlen werden Vorabkontakte, wenn eine Beihilfesache aufgrund bestimmter Neuerungen oder
anderer Besonderheiten informelle Erorterungen mit der Uberwachungsbehorde im Vorfeld der Anmeldung gerecht-
fertigt erscheinen lassen. Die Uberwachungsbehérde wird generell aber, wenn gewiinscht, den EFTA-Staaten informell
Erlduterungen zur Verfiigung stellen.

Gegenstand

Die Voranmeldephase bietet Gelegenheit zu erdrtern und zu erldutern, welche Angaben auf dem Anmeldeformular
gemacht werden miissen, damit die Anmeldung von Anfang an vollstindig ist. Im Rahmen der Voranmeldephase
konnen auch die wichtigsten Probleme, die eine geplante Mafnahme aufwirft, in offener und konstruktiver Weise
erortert werden. Dies ist besonders wichtig, wenn Beihilfevorhaben in der urspriinglich beabsichtigten Form nicht
genehmigt werden konnten und daher zuriickgezogen oder in wesentlichen Punkten gedndert werden sollten.
Wihrend der Voranmeldephase kann ferner gepriift werden, ob fiir das Vorhaben andere Rechtsgrundlagen heran-
gezogen werden koénnen bzw. ob es einschligige frithere Fille gibt. Dariiber hinaus kénnen die Uberwachungs-
behorde und der betreffende EFTA-Staat in dieser Phase wesentliche wettbewerbsrechtliche Bedenken erortern und
priifen, welche dkonomischen Analysen und ggf. Beitrige externer Sachverstindiger erforderlich sind, um die Ver-
einbarkeit eines Beihilfevorhabens mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens nachzuweisen. Der anmeldende
EFTA-Staat kann in der Voranmeldephase auch beantragen, dass die Uberwachungsbehérde auf bestimmte Angaben
im Anmeldeformular verzichtet, die fiir die Priifung des konkreten Beihilfevorhabens irrelevant sind. Die Voranmel-
dephase ist dariiber hinaus entscheidend, um zu ermitteln, ob eine Beihilfesache prima facie fiir das vereinfachte
Verfahren (3) in Betracht kommit.

3.2. Umfang und zeitlicher Ablauf

13.

14.

15.

16.

17.

O
e

Damit die Voranmeldephase konstruktiv und effizient genutzt werden kann, liegt es im Interesse des betreffenden
EFTA-Staats, der Uberwachungsbehorde auf einem Anmeldungsentwurf alle Angaben zu {ibermitteln, die fiir die
Priifung des Beihilfevorhabens notwendig sind. Mit Blick auf eine ziigige Bearbeitung der Beihilfesache werden
Vorabkontakte (per E-Mail oder Telefonkonferenz) gegeniiber Treffen grundsitzlich bevorzugt. Die Uberwachungs-
behorde organisiert in der Regel innerhalb von zwei Wochen nach Empfang des Anmeldungsentwurfs einen ersten
Vorabkontakt.

Vorabkontakte sollten im Allgemeinen nicht linger als 2 Monate dauern und die Ubermittlung einer vollstindigen
Anmeldung zur Folge haben. Fithren die Vorabkontakte nicht zu den gewiinschten Ergebnissen, so kann die Uber-
wachungsbehorde die Voranmeldephase fiir abgeschlossen erklaren. Da der zeitliche Ablauf und die Form der Vor-
abkontakte jedoch von der Komplexitdt des Einzelfalls abhingen, konnen sich Vorabkontakte unter Umstinden auch
iber mehrere Monate erstrecken. In besonders schwierigen Fillen (z. B. Rettungsbeihilfen, hohe Forschungs- und
Entwicklungsbeihilfen, hohe Einzelbeihilfen oder besonders umfassende oder komplexe Beihilferegelungen) empfiehlt
die Uberwachungsbehérde daher, dass der EFTA-Staat die Vorabkontakte so frith wie méglich aufnimmt, um kon-
struktive Gesprache zu ermdglichen.

Nach den Erfahrungen der Uberwachungsbehorde ist es duferst niitzlich, den Beihilfeempfanger in die Vorabkontakte
einzubinden, zumal wenn die Beihilfemafinahme erhebliche technische, finanzielle und vorhabenbezogene Auswir-
kungen hat. Daher empfiehlt die Uberwachungsbehorde, die Empfinger von Einzelbeihilfen an den Vorabkontakten
zu beteiligen.

Aufer in Fillen, die wesentliche Neuerungen beinhalten oder besonders komplex sind, ist die Uberwachungsbehorde
bestrebt, dem betreffenden EFTA-Staat am Ende der Voranmeldephase informell ihre erste Einschitzung des Vor-
habens mitzuteilen. Diese Einschitzung bindet die Uberwachungsbehorde nicht und ist nicht als deren offizieller
Standpunkt zu werten; vielmehr dient sie als informelle Orientierungshilfe auf Prima-facie-Grundlage beziiglich der
Vollstindigkeit des Anmeldungsentwurfs und der Vereinbarkeit des geplanten Vorhabens mit dem EWR-Abkommen.
In besonders komplexen Fillen kann die Uberwachungsbehérde auf Antrag des EFTA-Staats auch schriftliche Erldu-
terungen zu den noch fehlenden Angaben geben.

Vorabkontakte sind strikt vertraulich. Die Erorterungen erfolgen auf freiwilliger Basis und greifen der Bearbeitung und
Priifung der Beihilfesache nach Ubermittlung der férmlichen Anmeldung nicht vor.

Diese Frist kann nicht eingehalten werden, wenn die Uberwachungsbehérde aufgrund unvollstindiger Anmeldungen mehrfach um

Auskiinfte ersuchen muss.
Siche Leitlinien iiber ein vereinfachtes Verfahren fir die Wiirdigung bestimmter Kategorien staatlicher Beihilfen.
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Im Interesse der Qualitit der Anmeldungen ist die Uberwachungsbehdrde auch bestrebt, Anfragen der EFTA-Staaten
auf Fortbildungsveranstaltungen nachzukommen. Auferdem wird die Uberwachungsbehorde regelmiRige Kontakte
mit den EFTA-Staaten unterhalten, damit gepriift werden kann, wie sich die Beihilfeverfahren insbesondere im
Hinblick auf die Ausfithrlichkeit und den Inhalt der Anmeldeformulare weiter verbessern lassen.

Einvernehmliche Planung

In Fillen, die wesentliche Neuerungen beinhalten, technisch sehr komplex sind oder aus anderen Griinden als
besonders sensibel anzusehen sind oder deren Priifung absolut dringlich ist, bietet die Uberwachungsbehérde dem
anmeldenden EFTA-Staat eine einvernehmliche Planung an, damit transparenter und berechenbarer wird, wie lange
eine Beihilfepriifung voraussichtlich dauern wird.

Gegenstand

Bei der einvernehmlichen Planung handelt es sich um eine Form der strukturierten Zusammenarbeit zwischen dem
betreffenden EFTA-Staat und der Uberwachungsbehorde, die sich in diesem Rahmen auf den voraussichtlichen Ablauf
und die voraussichtliche Dauer des Priifverfahrens verstiandigen.

In diesem Rahmen kann die Uberwachungsbehorde und der anmeldende EFTA-Staat insbesondere iiber folgende
Punkte iibereinkommen:

— prioritire Behandlung der betreffenden Beihilfesache, wobei sich der EFTA-Staat im Gegenzug mit der Aussetzung
der Priifung (') anderer von ihm angemeldeter Beihilfevorhaben bereit erkldrt, sofern dies aus Planungs- oder
Ressourcengriinden erforderlich sein sollte;

— die vom EFTA-Staat und/oder dem Beihilfeempfanger zu {ibermittelnden Informationen einschlieflich Studien und
Beitrdge externer Sachverstindiger oder die alleinige Informationsbeschaffung durch die Uberwachungsbehorde
und

— die voraussichtliche Form und die voraussichtliche Dauer der Beihilfepriifung durch die Uberwachungsbehérde
nach Ubermittlung der Anmeldung.

Im Gegenzug zu den Bemithungen des EFTA-Staats, alle notwendigen Informationen entsprechend der einvernehm-
lichen Planung fristgerecht zu iibermitteln, bemiiht sich die Uberwachungsbehérde, den einvernehmlich festgelegten
Zeitplan fiir die weitere Priifung der Beihilfesache einzuhalten; dies setzt voraus, dass die vom EFTA-Staat oder von
Beteiligten iibermittelten Informationen keine unerwarteten Fragen aufwerfen.

Umfang und zeitlicher Ablauf

Eine einvernehmliche Planung beschrinkt sich grundsitzlich auf Fille, die so neu, so technisch komplex oder aus
anderen Griinden als so sensibel anzusehen sind, dass die Uberwachungsbehérde am Ende der Voranmeldephase
nicht in der Lage ist, eine eindeutige erste Einschitzung abzugeben. In diesen Fillen kommt es am Ende der Vor-
anmeldephase zu einer einvernehmlichen Planung, an die sich die Ubermittlung der formlichen Anmeldung an-

schlieft.

Die Uberwachungsbehorde und der betreffende EFTA-Staat kénnen jedoch auf dessen Antrag hin auch zu Beginn des
formlichen Priifverfahrens eine einvernehmliche Planung fiir das weitere Vorgehen in dieser Beihilfesache vereinbaren.

Vorlidufiges Priifverfahren fiir angemeldete Beihilfemaf$nahmen
Auskunfisersuchen

Die Uberwachungsbehbrde bemiiht sich, Auskunftsersuchen wahrend des vorldufigen Priifverfahrens zu biindeln, um
den Ablauf der Untersuchung zu straffen. Grundsitzlich wird nur ein einziges umfassendes Auskunftsersuchen
iibermittelt, und zwar normalerweise 4 bis 6 Wochen nach der Anmeldung. Vorbehaltlich anderslautender Ver-
einbarungen im Rahmen der einvernehmlichen Planung sollte eine Voranmeldung die EFTA-Staaten in die Lage
versetzen, eine vollstindige Anmeldung zu iibermitteln, so dass sich der Bedarf an ergidnzenden Informationen
verringert. Allerdings kann die Uberwachungsbehérde insbesondere zu Aspekten, die sich aus den Antworten der
EFTA-Staaten ergeben, weitere Fragen stellen; dies muss jedoch nicht bedeuten, dass die Uberwachungsbehérde bei
der Priifung der Beihilfesache ernste Schwierigkeiten hat.

Versdumt es der EFTA-Staat, die angeforderten Informationen innerhalb der gesetzten Frist zu ibermitteln, so wendet
die Uberwachungsbehérde — nach einem Erinnerungsschreiben — iiblicherweise Artikel 5 Absatz 3 in Teil II des
Protokolls 3 an und setzt den EFTA-Staat davon in Kenntnis, dass die Anmeldung als zuriickgezogen gilt. Ublicher-
weise werden formliche Priifverfahren eingeleitet, sobald alle erforderlichen Voraussetzungen erfiillt sind; dies ge-
schicht in der Regel spitestens nach zwei Fragerunden.

Einvernehmliche Aussetzung des vorldufigen Priifverfahrens

Das vorldufige Priifverfahren kann ausgesetzt werden, wenn ein EFTA-Staat dies beantragt, um sein Beihilfevorhaben
zu dndern oder mit den Beihilfevorschriften in Einklang zu bringen, oder wenn dies einvernehmlich beschlossen

() Siehe Artikel 4 Absatz 5 in Teil Il des Protokolls 3.
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wird. Die Aussetzung erfolgt fiir einen vorab festgelegten Zeitraum. Legt der EFTA-Staat am Ende der Aussetzungs-
frist kein vollstindiges und prima facie vereinbares Vorhaben vor, so nimmt die Uberwachungsbehérde das Verfahren
in dem Stadium, in dem es ausgesetzt wurde, wieder auf. Dabei wird der betreffende EFTA-Staat iiblicherweise davon
unterrichtet, dass seine Anmeldung als zuriickgezogen gilt, bzw. wird im Falle ernster Zweifel unverziiglich das
formliche Priifverfahren eingeleitet.

Kontakte zur Unterrichtung iiber den Stand der Untersuchung

Die anmeldenden EFTA-Staaten werden auf ihren Antrag hin iiber den Stand eines laufenden vorldufigen Priifver-
fahrens unterrichtet. Die EFTA-Staaten sollten Empfinger von Einzelbeihilfen in diese Kontakte einbinden.

Formliches Priifverfahren

Angesichts der generell komplexen Natur von Beihilfesachen, die Gegenstand eines férmlichen Priifverfahrens sind,
hat es fiir die Uberwachungsbehorde duflerste Prioritit, in dieser Phase fiir mehr Transparenz, Berechenbarkeit und
Effizienz zu sorgen und so zu einer konstruktiven Entscheidungsfindung beizutragen, die den Bediirfnissen einer
modernen Wirtschaft gerecht wird. Die Uberwachungsbehérde ist daher bestrebt, das férmliche Priifverfahren unter
Anwendung aller verfahrensrechtlichen Mittel zu straffen, die ihr nach Teil I des Protokolls 3 zur Verfiigung stehen.

Verdffentlichung der Entscheidung und aussagekrdftige Zusammenfassung

Sofern der betreffende EFTA-Staat nicht die Streichung vertraulicher Informationen beantragt, ist die Uberwachungs-
behorde bestrebt, ihre Entscheidung zur Einleitung des formlichen Priifverfahrens einschlieSlich der aussagekriftigen
Zusammenfassung binnen zwei Monaten nach Erlass dieser Entscheidung zu verdffentlichen.

Ist die Vertraulichkeit bestimmter Informationen umstritten, so wendet die Uberwachungsbehorde die Grundsitze an,
die in ihren Leitlinien zum Berufsgeheimnis in Beihilfeentscheidungen (!) dargelegt sind, und bemiiht sich nach
Kriften, ihre Entscheidung nach deren Erlass so schnell wie moglich zu verdffentlichen. Dies gilt auch fir die
Veroffentlichung aller abschlielenden Entscheidungen.

Im Interesse der Transparenz werden der EFTA-Staat, der Beihilfeempfinger und andere Betroffene (insbesondere
mogliche Beschwerdefiihrer) von allen Verzogerungen in Kenntnis gesetzt, die sich aus unterschiedlichen Ansichten
iber die Vertraulichkeit bestimmter Informationen ergeben.

Stellungnahmen Beteiligter

Gemif Artikel 6 in Teil 1I des Protokolls 3 konnen Beteiligte innerhalb einer Frist von normalerweise hochstens
einem Monat nach Bekanntmachung der Entscheidung zur Einleitung eines formlichen Priifverfahrens Stellung
nehmen. Diese Frist wird in der Regel nicht verldngert, so dass die Uberwachungsbehorde verspitet iibermittelte
Informationen von Beteiligten einschlieflich des Beihilfeempfingers normalerweise nicht beriicksichtigt (). Fristver-
langerungen sind nur in ordnungsgemif8 begriindeten Ausnahmefillen moglich, so z. B. wenn besonders umfang-
reiches Faktenmaterial zu iibermitteln ist oder wenn zuvor ein Kontakt zwischen der Uberwachungsbehérde und dem
betreffenden Beteiligten stattgefunden hat.

Im Interesse einer besseren Informationsgrundlage fiir die Untersuchung besonders komplexer Beihilfevorhaben kann
die Uberwachungsbehorde bestimmten Beteiligten einschlieflich Handels- und Wirtschaftsverbinden eine Kopie der
Entscheidung zur Einleitung des formlichen Priifverfahrens mit der Bitte iibermitteln, zu bestimmten Aspekten der
Beihilfesache Stellung zu nehmen (}). Die Mitwirkung seitens der Beteiligten ist freiwillig, doch wenn sich ein
Beteiligter zu einer Stellungnahme entschlief3t, liegt es in seinem Interesse, diese Stellungnahme rechtzeitig zu tiber-
mitteln, damit die Uberwachungsbehérde sie beriicksichtigen kann. Die Uberwachungsbehorde wird die Beteiligten
auffordern, sich innerhalb eines Monats nach Versendung der Kopie des Schreibens der Uberwachungsbehorde zu
duflern. Nach Ablauf dieser Frist wird sie nicht linger auf Stellungnahmen warten. Im Interesse der Gleichbehandlung
aller Beteiligten wird die Uberwachungsbehérde dem Beihilfeempfinger dieselbe Aufforderung zur Stellungnahme
tibermitteln. Zur Wahrung der Verteidigungsrechte des betreffenden EFTA-Staats wird sie diesem ferner eine nicht-
vertrauliche Fassung aller Stellungnahmen von Beteiligten tibermitteln und ihn auffordern, sich innerhalb eines
Monats dazu zu dufSern.

Damit dem betreffenden EFTA-Staat alle Stellungnahmen von Beteiligten so rasch wie moglich iibermittelt werden
konnen, werden die EFTA-Staaten im Rahmen des Méglichen aufgefordert, der Ubermittlung der Stellungnahmen von
Beteiligten in ihrer Originalsprache zuzustimmen. Auf Wunsch des betreffenden EFTA-Staats sorgt die Uber-
wachungsbehérde fiir eine Ubersetzung, was sich auf den zeitlichen Ablauf des Verfahrens auswirken kann.

36. Die EFTA-Staaten werden auch unterrichtet, wenn keinerlei Stellungnahmen von Beteiligten eingegangen sind.

O

)
)

Mit dem Beschluss des Kollegiums Nr. 15/04/KOL vom 18. Februar 2004 (ABL L 154 vom 8.6.2006, S. 27 und EWR-Beilage Nr. 29

vom 8.6.2006, S. 1) angenommen. Diese Leitlinien entsprechen der Mitteilung der Europdischen Kommission vom 1. Dezember 2003
zum Berufsgeheimnis in Beihilfeentscheidungen (ABL. C 297 vom 9.12.2003, S. 6).

Dies gilt unbeschadet von Artikel 10 Absatz 1 in Teil II des Protokolls 3.

Nach stindiger Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte ist die Uberwachungsbehérde befugt, die Entscheidung zur Einleitung eines
formlichen Priifverfahrens Beteiligten zu iibermitteln, siehe zum Beispiel Rechtssache T-198/01, Technische Glaswerke IImenau/Kom-
mission, Slg. 2004, 11-2717, Randnummer 195; T-198/01R, Technische Glaswerke Ilmenau/Kommission, Slg. 2002, 1I-2153; ver-
bundene Rechtssachen C-74/00 P und C-75/00 P, Falck Spa und andere/Kommission, Slg. 2002, 1-7869, Randnummer 83.
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Stellungnahmen von EFTA-Staaten

Im Interesse eines fristgerechten Abschlusses des formlichen Priifverfahrens wendet die Uberwachungsbehérde alle
Fristen, die nach Teil II des Protokolls 3 fiir diese Phase gelten, strikt an. Versaumt es ein EFTA-Staat, sich innerhalb
der in Artikel 6 Absatz 1 in Teil II des Protokolls 3 festgelegten Frist von einem Monat zur Entscheidung tiber die
Eroffnung des formlichen Priifverfahrens und zu den Stellungnahmen von Beteiligten zu dufSern, so tibermittelt die
Uberwachungsbehérde dem betreffenden EFTA-Staat unverziiglich ein Erinnerungsschreiben, in dem sie ihm eine
weitere Frist von einem Monat einrdumt und ihm mitteilt, dass aufler in Ausnahmefillen keine weiteren Fristver-
lingerungen gewihrt werden. Ubermittelt der betreffende EFTA-Staat keine aussagekriftige Antwort, so erldsst die
Uberwachungsbehorde im Einklang mit Artikel 7 Absatz 7 und Artikel 13 Absatz 1 in Teil I des Protokolls 3 eine
Entscheidung auf der Grundlage der ihr zur Verfiigung stehenden Informationen.

Nimmt ein EFTA-Staat im Falle einer rechtswidrigen Beihilfe zur Entscheidung iiber die Eroffnung des formlichen
Priifverfahrens nicht Stellung, so erlisst die Uberwachungsbehérde gemif Artikel 10 in Teil II des Protokolls 3 eine
Anordnung zur Auskunftserteilung. Versdumt es der EFTA-Staat, auf dieses Anordnung innerhalb der darin fest-
gelegten Frist zu antworten, so erlisst die Uberwachungsbehorde eine Entscheidung auf der Grundlage der ihr zur
Verfugung stehenden Informationen.

Ersuchen um erginzende Auskiinfte

Es ist nicht auszuschlieen, dass die Uberwachungsbehérde in besonders komplexen Fillen aufgrund der Informa-
tionen, die der EFTA-Staat nach der Entscheidung tiber die Eroffnung des formlichen Priifverfahrens tibermittelt, ein
zusitzliches Auskunftsersuchen an den EFTA-Staat richten muss. Dem EFTA-Staat wird eine Antwortfrist von einem
Monat eingeraumt.

Antwortet der EFTA-Staat nicht innerhalb der gesetzten Frist, so {ibermittelt die Uberwachungsbehérde unverziiglich
ein Erinnerungsschreiben, in dem sie dem betreffenden EFTA-Staat eine letzte Frist von 15 Arbeitstagen einrdumt und
ihm mitteilt, dass die Uberwachungsbehérde nach Ablauf dieser Frist eine Entscheidung auf der Grundlage der ihr zur
Verfugung stehenden Informationen oder — im Falle einer rechtswidrigen Beihilfe — eine Anordnung zur Aus-
kunftserteilung erlassen wird.

Aussetzung des formlichen Priifverfahrens in gerechtfertigten Fallen

Das formliche Priifverfahren kann nur in Ausnahmefillen und durch Einvernehmen zwischen der Uberwachungs-
behorde und dem betroffenen EFTA-Staat ausgesetzt werden. Zu einer Aussetzung kann es beispielsweise kommen,
wenn der EFTA-Staat dies formlich beantragt, um sein Vorhaben mit den Beihilfevorschriften in Einklang zu bringen,
oder wenn ahnlich gelagerte Fille vor dem EFTA-Gerichtshof oder vor den Gemeinschaftsgerichten anhingig sind und
das Ergebnis der Gerichtsverfahren wahrscheinlich Auswirkungen auf die Wiirdigung des betreffenden Beihilfevor-
habens haben wird.

Eine Aussetzung wird in der Regel nur einmal und nur fiir einen Zeitraum gewzhrt werden, auf den sich die
Uberwachungsbehorde und der betreffende EFTA-Staat vorab verstiandigt haben.

Erlass der abschliefenden Entscheidung und Verlingerung des formlichen Priifverfahrens in gerechtfertigten Fallen

GemiR Artikel 7 Absatz 6 in Teil Il des Protokolls 3 bemiiht sich die Uberwachungsbehorde, eine Entscheidung
moglichst innerhalb von 18 Monaten nach Eroffnung des Priifverfahrens zu erlassen. Diese Frist kann im gegen-
seitigen Einvernehmen zwischen der Uberwachungsbehorde und dem betreffenden EFTA-Staat verldngert werden.
Eine Verlingerung der Dauer des Priifverfahrens kann insbesondere bei neuartigen Beihilfevorhaben oder Vorhaben,
die neue rechtliche Fragen aufwerfen, angemessen sein.

Im Interesse einer wirksamen Anwendung von Artikel 7 Absatz 6 in Teil I des Protokolls 3 bemiiht sich die
Uberwachungsbehorde, die abschlieSende Entscheidung spitestens 4 Monate nach Ubermittlung der letzten Infor-
mationen durch den EFTA-Staat bzw. nach ergebnislosem Ablauf der letzten Frist zu erlassen.

Beschwerden

Fiir alle Akteure, die von Beihilfeverfahren betroffen sind, ist es sehr wichtig, dass die Uberwachungsbehbrdg Be-
schwerden in effizienter und transparenter Weise bearbeitet. Mit Blick auf dieses gemeinsame Ziel schligt die Uber-
wachungsbehorde das im Folgenden beschriebene Vorgehen vor.

Beschwerdeformular

Beschwerdefiihrer werden von der Uberwachungsbehorde systematisch aufgefordert, die Beschwerdeformulare auf der
Website der Uberwachungsbehérde (http://www.eftasurv.int/media/documents/Complaint-form—State-aid.doc) zu
verwenden und zugleich eine nichtvertrauliche Fassung der Beschwerde zu iibermitteln. Die Ubermittlung vollstindig
ausgefiillter Formulare wirkt sich in der Regel positiv auf die Qualitdt der Beschwerden aus.


http://www.eftasurv.int/media/documents/Complaint-form---State-aid.doc

L 82/14

Amtsblatt der Europaischen Union

22.3.2012

7.2. Voraussichtlicher Zeitrahmen fiir die Bearbeitung einer Beschwerde und Ergebnis

47.

48.

49.

50.

51.

52.

53.

54.

56.

Die Uberwachungsbeht’)rde bemiiht sich nach Kriften, eine Beschwerde innerhalb eines voraussichtlichen Zeitrahmens
von 12 Monaten nach ihrem Eingang zu priifen. Dabei handelt es sich nicht um eine verbindliche Frist. Je nach den
Gegebenheiten des Einzelfalls kann die Priifung einer Beschwerde einen lingeren Zeitraum in Anspruch nehmen,
wenn der Beschwerdefithrer, der EFTA-Staat oder Beteiligte um die Ubermittlung erginzender Informationen ersucht
werden miissen.

Die Uberwachungsbehorde darf den ihr vorliegenden Beschwerden unterschiedliche Prioritit zuweisen ('), wobei unter
anderem der Umfang der mutmaflichen Zuwiderhandlung, die Grofe des begiinstigten Unternehmens, der betroffene
Wirtschaftszweig oder das Vorliegen dhnlicher Beschwerden mafigeblich sind. Unter Beriicksichtigung ihrer Arbeits-
belastung und der von ihr zu beurteilenden Priorititen bei der Priifung darf sie somit die Behandlung einer nicht-
prioritiren Mafnahme aufschieben (2. Die Uberwachungsbehérde wird sich daher grundsitzlich darum bemiihen,
binnen zwolf Monaten:

a) im Falle prioritdrer Beihilfesachen eine Entscheidung nach Artikel 4 in Teil I des Protokolls 3 zu erlassen und dem
Beschwerdefiihrer eine Kopie zu iibermitteln oder

b) im Falle nichtprioritirer Beihilfesachen dem Beschwerdefithrer in einem ersten Schreiben ihre vorldufige Auffas-
sung darzulegen. Dieses Schreiben gibt nicht den offiziellen Standpunkt der Uberwachungsbehérde wieder, son-
dern lediglich eine vorldufige Auffassung auf der Grundlage der verfiigbaren Informationen und vorbehaltlich
weiterer Stellungnahmen, die der Beschwerdefithrer moglicherweise innerhalb eines Monats nach dem Datum
dieses Schreibens tibermittelt. Werden innerhalb dieser Frist keine weiteren Stellungnahmen tibermittelt, gilt die
Beschwerde als zuriickgezogen.

Im Interesse der Transparenz bemiiht sich die Uberwachungsbehérde nach Kriften, den Beschwerdefiihrer innerhalb
von zwei Monaten nach Eingang der Beschwerde dariiber zu unterrichten, inwieweit seine Beschwerde Prioritdt
genieft. Im Falle unbegriindeter Beschwerden setzt die Uberwachungsbehérde den Beschwerdefiihrer innerhalb von
zwei Monaten nach Eingang der Beschwerde davon in Kenntnis, dass keine ausreichenden Griinde vorliegen, um in
dieser Sache Stellung zu nehmen, und dass die Beschwerde als zuriickgezogen gilt, wenn innerhalb eines Monats
keine weiteren substanziellen Informationen iibermittelt werden. Auch im Falle von Beschwerden, die sich auf
genehmigte Beihilfen beziehen, bemiiht sich die Uberwachungsbehorde, dem Beschwerdefiihrer innerhalb von zwei
Monaten nach Eingang der Beschwerde zu antworten.

Im Falle rechtswidriger Beihilfen werden die Beschwerdefithrer darauf hingewiesen, dass sie Klage bei einem einzel-
staatlichen Gericht erheben konnen, das die Aussetzung oder Riickforderung der Beihilfe anordnen kann (3).

Soweit notwendig wird dem betreffenden EFTA-Staat die nichtvertrauliche Fassung einer Beschwerde zur Stellung-
nahme iibermittelt. Die EFTA-Staaten und die Beschwerdefithrer werden systematisch tiber die Entscheidung unter-
richtet, ein Beschwerdeverfahren einzustellen oder in anderer Form auf die Beschwerde zu reagieren. Im Gegenzug
werden die EFTA-Staaten aufgefordert, die Fristen zur Ubermittlung von Stellungnahmen bzw. Informationen be-
treffend die an sie weitergeleiteten Beschwerden einzuhalten. Sie werden auch aufgefordert, der Ubermittlung von
Beschwerden in ihrer Originalsprache im Rahmen des Moglichen zuzustimmen. Auf Wunsch des betreffenden EFTA-
Staats sorgt die Uberwachungsbehorde fiir eine Ubersetzung, was sich auf den zeitlichen Ablauf des Verfahrens
auswirken kann.

Interne Beschlussfassungsverfahren
Die Uberwachungsbehorde ist bestrebt, ihre interne Beschlussfassung zu straffen und weiter zu verbessern und dazu

beizutragen, dass die Beihilfeverfahren insgesamt verkiirzt werden.

Zu diesem Zweck werden die internen Beschlussfassungsverfahren so effektiv wie moglich angewandt. Die Uber-
wachungsbehorde wird auch ihren derzeitigen internen Rechtsrahmen mit Blick auf die Optimierung ihrer Beihilfe-
verfahren tiberpriifen.

Die Uberwachungsbehorde wird ihre interne Beschlussfassungspraxis kontinuierlich iiberpriifen und gegebenenfalls
anpassen.

Kiinftige Uberpriifung

. Ein Verhaltenskodex fiir die Durchfithrung von Verfahren kann nur dann seine Wirkung entfalten, wenn er auf der

gemeinsamen Entschlossenheit der Uberwachungsbehorde und der EFTA-Staaten aufbaut, Beihilfepriifungen sorgfaltig
durchzufiihren, die entsprechenden Fristen einzuhalten und dadurch die erforderliche Transparenz und Berechen-
barkeit der Verfahren zu gewihrleisten. Dieses Kapitel und die darin festgelegten bewihrten Vorgehensweisen sind ein
erster Beitrag, um dieser gemeinsamen Entschlossenheit Ausdruck zu verleihen.

Die Uberwachungsbehorde wird dieses Kapitel fiir Mafnahmen anwenden, die ab dem 1. Januar 2010 bei ihr
angemeldet oder ihr auf andere Weise zur Kenntnis gebracht werden.

(") Rechtssache C-119/97, Ufex u. a./Kommission, Slg. 1999, I-1341, Randnummer 88.

(%) Rechtssache T-475/04, Bouygues SA/Kommission, Slg. 2007, 11-2097, Randnummern 158 und 159.
() Siche Leitlinien der Uberwachungsbehorde iiber die Durchsetzung des Beihilfenrechts durch die einzelstaatlichen Gerichte.
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57. Dieses Kapitel kann gedndert werden, um Anderungen bei den Rechtsinstrumenten, den Auslegungshilfen und den
Verwaltungsmaflnahmen oder der Rechtsprechung des EFTA-Staat-Gerichtshofs und der Gerichte der Europiischen
Union, die die Grundlage fiir die Beihilfeverfahren sind, bzw. Erfahrungen bei seiner Anwendung Rechnung zu tragen.
Die Uberwachungsbehorde beabsichtigt, mit den EFTA-Staaten und anderen betroffenen Akteuren einen regelméRigen
Dialog iiber die Erfahrungen mit der Anwendung von Teil II des Protokolls 3 im Allgemeinen und dieses Kapitels im
Besonderen zu fithren.
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BESCHLUSS DER EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE
Nr. 364/11/KOL
vom 23. November 2011

iber den Abschluss des formlichen Priifverfahrens zur Freistellung des islindischen
Wohnraumfinanzierungsfonds Ibidalinasjédur (Housing Financing Fund — HFF) von der Zahlung
einer staatlichen Biirgschaftsprimie (Island)

DIE  EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE
BEHORDE") —

(NACHSTEHEND  ,DIE

GESTUTZT AUF das Abkommen iiber den Europiischen Wirt-
schaftsraum (das EWR-Abkommen), insbesondere auf Artikel 61
und Protokoll 26,

GESTUTZT AUF Artikel 1 Absatz 3 von Teil I und Artikel 7
Absatz 2 von Teil Il des Protokolls 3 zum Abkommen zwischen
den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Uberwachungsbehorde
und eines Gerichtshofs (Uberwachungsbehorde- und Gerichts-
hofabkommen) (Protokoll 3),

GESTUTZT AUF die konsolidierte Fassung des Beschlusses der
Uberwachungsbehérde Nr. 195/04/KOL vom 14. Juli 2004
tber die Durchfithrungsbestimmungen des Artikels 27 in Teil
II des Protokolls 3 (Beschluss iiber die Durchfithrungsbestim-
mungen), (!)

NACH AUFFORDERUNG der Beteiligten zur Stellungnahme, (?)
in Erwdgung nachstehender Griinde:

[. SACHLAGE
1. Verfahren

(1) Mit Schreiben vom 28. September 2007 (Vorgangsnr.
442805) ersuchte die Behorde die islindischen Behorden
um Informationen iiber staatliche Biirgschaften und die
Verpflichtung zur Zahlung einer staatlichen Biirgschafts-
primie nach dem islindischen Gesetz zu staatlichen
Biirgschaften. Mit Schreiben der Mission Islands bei der
Europdischen Union vom 24. Oktober 2007, dem ein
Schreiben des islindischen Finanzministeriums mit sel-
bem Datum beigefiigt war und das die Behorde am
25. Oktober 2007 entgegennahm und registrierte (Vor-
gangsnr. 448739 und 449598), kamen die islindischen
Behorden dieser Aufforderung nach.

(2)  Die Rechtssache war Gegenstand mehrerer Gespriche
zwischen den Vertretern der Behorde und Islands am
7. September 2007 in Briissel und am 29. Oktober
2007 in Reykjavik sowie zwischen Vertretern der Be-
horde und der Icelandic Financial Services Association
wahrend der Sitzung am 6. Médrz 2008 in Briissel.

() Abrufbar  unter:  http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUrServ.
do?uri=0J:L:2006:123:0037:0121:DE:PDF

() Beschluss Nr. 406/08/KOL der EFTA-Uberwachungsbehorde vom
27. Juni 2008 zur Einleitung eines formlichen Priifverfahrens im
Hinblick die Freistellung des islindischen Wohnraumfinanzierungs-
fonds von der Zahlung einer staatlichen Biirgschaftspramie, ver-
offentlicht im ABL. C 64 vom 19.3.2009, S. 21, und in der EWR-
Beilage Nr. 15 vom 19.3.2009, S. 9.

(3)  Der Beschluss Nr. 406/08/KOL der Behorde vom 27. Juni
2008 zur Einleitung eines formlichen Priifverfahrens im
Hinblick auf die Freistellung des islindischen Wohnraum-
finanzierungsfonds von der Zahlung einer staatlichen
Biirgschaftspramie wurde im Amtsblatt der Europdischen
Union und in der EWR-Beilage veroffentlicht. () Mit
dem Beschluss forderte die Behorde die Beteiligten zur
Stellungnahme auf. Die Behorde hat keine diesbeziigli-
chen Stellungnahmen von Beteiligten erhalten. Mit
Schreiben vom 8. September 2008 (Vorgangsnr.
490696) iibermittelten die islindischen Behorden ihre
Stellungnahmen zum Beschluss Nr. 406/08/KOL.

(4)  Die Behorde setzte die Bearbeitung der Sache im Oktober
2008 aufgrund des Zusammenbruchs des islindischen
Bankensektors aus. Es gab allerdings Gespriche tiber die
Sache bei einer Paket-Sitzung in Reykjavik am 4. und
5. November 2009. Im Anschluss an diese Sitzung
wurde durch die Behorde am 16. November 2009 ein
Schreiben versandt, um an die Einreichung von Informa-
tionen zu einer Vereinbarkeitspriifung der betreffenden
Mafinahme zu erinnern. Diese Auskiinfte wurden von
den islindischen Behorden mit Schreiben vom 7. Dezem-
ber 2009 (Vorgangsnr. 539538) erteilt.

(5)  In einer Paralleluntersuchung zu dem islindischen Wohn-
raumfinanzierungsfonds (HFF) gewdhrten staatlichen Bei-
hilfemafnahmen gelangte die Behorde im Beschluss Nr.
405/08/KOL vom 27. Juni 2008 (%) zu dem Schluss, dass
die dem HFF gewihrte staatliche Biirgschaft eine beste-
hende Beihilfe darstellt. In der Folge verabschiedete die
Behorde am 18. Juli 2011 den Beschluss Nr.
247[11/KOL iiber einen Vorschlag fiir zweckdienliche
Mafnahmen im Rahmen der Finanzierung des isldn-
dischen Wohnraumfinanzierungsfonds = Ibtdaldnasjédur
(Housing Financing Fund, HHF) (), unter anderem in
Form der staatlichen Biirgschaft.

2. Beschreibung der gepriiften MafSnahmen
2.1. Beihilfeempfinger

(6)  Der Wohnraumfinanzierungsfonds fbidalanasjédur (HFF)
ist eine offentlich-rechtliche Einrichtung, die nach Maf-
gabe des islindischen Wohnraumgesetzes Nr. 44/1998
(log um htsnadismadl) als unabhingige Einrichtung arbei-
tet (°). Der HFF wird von einem Vorstand geleitet und

() Siehe FuRnote 2 fur die Verdffentlichungsangaben.

(*) Beschluss der EFTA-Uberwachungsbehérde Nr. 405/08/KOL vom
27. Juni 2008 tber den Abschluss des formlichen Prifverfahrens
zum islindischen Wohnraumfinanzierungsfonds (ABL. L 79 vom
25.3.2010, S. 40, und EWR-Beilage Nr. 14 vom 25.3.2010, S. 20).

(°) Eine nicht vertrauliche Fassung des Beschlusses Nr. 247/11/KOL
steht auf der Website der Behorde zur Verfiigung: http:/[www.
eftasurv.int/media/decisions/247-11-COL.pdf

() Der Vorldufer des HFF, die staatliche Wohnraumbehorde, wurde
1980 eingerichtet.
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fallt in den Zustindigkeitsbereich des Sozialministers.
Aufgabe des HFF ist die sichere und gleichberechtigte
Versorgung der Bevolkerung mit Wohnraum. Dies ge-
schieht durch Hypothekendarlehen fur Einzelpersonen
und Darlehen fiir Unternehmen, die Wohnraum vermie-
ten, sowie durch allgemeine Regelungen fir Wohnrau-
mangelegenheiten. Es werden Mittel bereitgestellt, die
der Bevolkerung den erschwinglichen Erwerb oder das
kostengiinstige Mieten von Wohnraum erleichtern sollten
(vgl. Artikel 1 des Wohnraumgesetzes).

Der HFF wird nicht direkt vom Staat finanziert, sondern
finanziert sich durch Ertrage auf sein Eigenkapital (d. h.
Ratenzahlungen, Zinsen und Zahlungen im Zusammen-
hang mit der Preisindexbindung fiir gewahrte Darlehen),
durch Zinszahlungen auf die Ausgabe und den Verkauf
von an der islindischen Borse notierten Anleihen des HFF
(fbidarbréf) sowie durch von den Kunden entrichtete
Gebiihren fiir Dienstleistungen. Ferner profitiert der HFF
von einer staatlichen Biirgschaft, die sich aus der Tatsache
ableitet, dass der Staat als Eigner des HFF uneinge-
schrankt fiir dessen Schulden haftet (7). Zudem erhilt
der HFF unmittelbar aus dem offentlichen Haushalt Zins-
stittzungen als Ausgleich fiir Verluste aus der Vergabe
von Darlehen zu unterhalb des Marktniveaus liegenden
Zinssitzen an Unternehmen, die zur Vermietung vorgese-
henen Wohnraum bauen und anbieten.

Eine ausfuhrlichere Beschreibung des HFF-Systems nach
Mafigabe des Wohnraumgesetzes ist dem Beschluss Nr.
405/08/KOL der Uberwachungsbehorde zu entnehmen.

2.2. Staatliche Biirgschaft

Nach Artikel 4 des Wohnraumgesetzes ist der Wohn-
raumfinanzierungsfonds eine offentlich-rechtliche Ein-
richtung. Nach den ungeschriebenen allgemeinen Regeln
des islindischen offentlichen Rechts, das fiir simitliche
staatlichen Einrichtungen gilt, biirgt der Staat fiir alle
Verbindlichkeiten des Fonds. Die Biirgschaft gilt fiir samt-
liche staatlichen Einrichtungen, unabhingig vom Zeit-
punkt ihrer Griindung, von ihrer Tatigkeit oder von jeg-
licher Verianderung dieser Tatigkeit. Wie bereits erwahnt,
leitet sich die Biirgschaft aus der Tatsache ab, dass der
Staat als Eigner des HFF uneingeschrinkt fiir dessen
Schulden haftet. Der Staat haftet also fiir simtliche Ver-
bindlichkeiten des HFF, denn die Biirgschaft ist weder an
bestimmte finanzielle Transaktionen des HFF gebunden
noch auf einen festen Hochstbetrag beschrankt. Dies spie-
gelt sich auch in Artikel 5 Absatz 3 des Insolvenzge-
setzes Nr. 21/1991 (I6g um gjaldprotaskipti o.fl.) wider,
das einen Konkurs oder andere Insolvenzverfahren bei
Einrichtungen wie dem HFF ausschliefSt.

Die allgemeinen Anmerkungen zu der Vorlage, die als
Gesetz Nr. 1211997 zu staatlichen Biirgschaften (16g
um rikisabyrgdir) verabschiedet wurde, enthalten fol-
gende Aussage:

,Dies beruht auf der unzweideutigen Regel des islin-
dischen Rechts, wonach der Staat fiir die Verbindlichkei-

(7) Rechtssache E-9/04, Islindischer Banken- und Wertpapierhandlerver-
band (,Bankers’ and Securities Dealers Association of Iceland”) gegen
EFTA-Uberwachungsbehorde, Amtlicher Bericht des EFTA-Gerichts-
hofs aus 2006, S. 42, Abs. 72.

(11)

(12)

(13)

ten seiner Einrichtungen und Unternehmen haftet, sofern
diese Biirgschaft nicht durch eine ausdriickliche gesetzli-
che Bestimmung eingeschrankt wird [...] oder sich die
Haftbarkeit des Staates im Fall einer Gesellschaft mit be-
schrankter Haftung auf seine Kapitaleinlage be-
schrankt.” (%)

Die staatliche Biirgschaft wurde auch Vorgingern des
Wohnraumfinanzierungsfonds gewihrt: der staatlichen
Wohnraumbehorde, dem staatlichen Wohnungsbaufonds
und dem von der Wohnraumbehorde verwalteten Wohn-
raumfonds fir Arbeitnehmer sowie dem staatlichem
Wohnraum-Verwaltungsrat (vgl. Gesetz Nr. 97/1993, be-
treffend die staatliche Wohnraumbehorde (16g um Hus-
nadisstofnun rikisins)).

2.3. Staatliche Biirgschaftsprimie

Zum Griindungszeitpunkt weder des Wohnraumfinanzie-
rungsfonds noch seiner Vorginger war eine Risiko- oder
Biirgschaftspramie Gegenstand der unbegrenzten staatli-
chen Biirgschaft zur Deckung aller Verbindlichkeiten. Seit
der Schaffung des Wohnraumfinanzierungsfonds werden
den islindischen Behorden zufolge die einschligigen Vor-
schriften des innerstaatlichen Rechts so ausgelegt, dass
der Wohnraumfinanzierungsfonds von Zahlungen fur
die gewidhrte staatliche Biirgschaft befreit ist (%).

Das provisorische Gesetz Nr. 68/1987 zu steuerlichen
Mafinahmen beinhaltete erstmals die allgemeine Ver-
pflichtung, Biirgschaftspramien fiir staatliche Biirgschaf-
ten, die nicht Gegenstand der Risikoprimie waren, an
den Staat zu zahlen. Hierauf forderte der Artikel 8 des
Gesetzes Nr. 37/1961 zu staatlichen Biirgschaften (l6g
um rikisabyrgdir), gedndert durch das Gesetz Nr.
65/1988 zu staatlichen Biirgschaften (1og um breyting
4 16gum nr. 37/1961, um rikisdbyrgdir, med sidari brey-
tingum), von Banken, Kreditfonds, Finanzinstituten, Un-
ternehmen und dhnlichen Einrichtungen, die nach dem
Gesetz als Staatsbesitz oder aus anderen Griinden staat-
liche Biirgschaften genielen, die Zahlung einer Biirg-
schaftsprimie an den Staat im Verhiltnis zu ihren Ver-
pflichtungen gegeniiber auslandischen Einrichtungen. Die
Primie wurde, basierend auf dem Quartalsdurchschnitt,
auf eine vierteljahrliche Zahlung von 0,0625 % der Ka-
pitalsumme der auslidndischen Verpflichtungen festgesetzt
(vgl. Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes Nr. 37/1961) (19).

Urspriinglich wurden auf inldndische Verpflichtungen
keine derartigen Pramien erhoben. Mit dem Gesetz Nr.
121/1997 zu staatlichen Biirgschaften (') wurde aller-
dings eine Pflicht zur Zahlung einer Primie in Hohe
von 0,0375 % der inlindischen Verpflichtungen einge-
fithrt. Diese wurde spiter durch das Gesetz Nr. 180/2000
auf 0,0625 % erhoht (12).

(®) Inoffizielle Ubersetzung der Behorde. Der islindische Originaltext
befindet sich im Internet unter folgender Adresse: http:/[www.
althingi.is/altext/122/s/0099.html.

(°) Siche Seite 4 der Stellungnahme vom 8.9.2008 (Vorgangsnr.

490696).

(%) Darlehen, auf die eine Risikoprimie gezahlt wurde, gewisse Aus-

fuhrbiirgschaften und Verpflichtungen aus Guthabeniiberschuss in
eigener Wahrung bildeten keine Grundlage fur die Berechnung der
Biirgschaftspramie (vgl. Artikel 9 Absatz 2 des Gesetzes Nr.
37/1961).

(') In Kraft getreten am 1.1.1998.
(') In Kraft getreten am 11.1.2001.
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(15)

(16)

Das Gesetz Nr. 121/1997 sah dariiber hinaus die Frei-
stellung von der Pramienzahlung fiir staatliche Biirgschaf-
ten im Zusammenhang mit von der Abteilung fiir Woh-
nungsanleihen der staatlichen Wohnraumbehorde aus-
gegebenen Wohnungsanleihen vor. Was die weiteren
Verbindlichkeiten des Wohnraumfinanzierungsfonds be-
trifft, so wurden durch das zusitzliche Haushaltsgesetz
fir das Jahr 2001 dem Wohnraumfinanzierungsfonds
riickwirkend die Schulden aus nicht geleisteten Pramien-
zahlungen erlassen, die durch Gesetz Nr. 1211997 auf-
gelaufen waren. Schlieflich wurde durch das Gesetz Nr.
70/2000, das am 26. Mai 2000 in Kraft trat, eine all-
gemeine Freistellung des Wohnraumfinanzierungsfonds
von der Zahlung einer staatlichen Biirgschaftspramie im
Zusammenhang mit allen Verpflichtungen festgesetzt.

Detailliertere Ausfithrungen zur Rechtslage bei staatlichen
Biirgschaften und zu den daraus hervorgehenden Ande-
rungen der allgemein anwendbaren Primiensitze sowie
den besonderen Vorschriften fiir den Wohnraumfinanzie-
rungsfonds sind dem Beschluss Nr. 406/08/KOL der
Uberwachungsbehérde zu entnehmen.

3. Griinde fiir die Einleitung des Verfahrens

Im Beschluss Nr. 406/08/KOL beschreibt die Behorde,
dass die staatliche Biirgschaft zugunsten des Wohnraum-
finanzierungsfonds, die bereits vor Inkrafttreten des
EWR-Abkommens am 1. Januar 1994 bestand, als solche
nicht im Zuge des Verfahrens zu Biirgschaftspramien im
Hinblick auf neue Beihilfen behandelt wurde, sondern in
einem gesonderten Verfahren fir bestehende Beihilfen
(Sache 64865, nun Sache 70382). Im Beschluss Nr.
406/08/KOL geht es darum, dass der Wohnraumfinan-
zierungsfonds von der Zahlung einer Biirgschaftspramie
freigestellt ist, die von anderen dhnlich strukturierten Un-
ternehmen zu leisten ist. In diesem Zusammenhang war
es der vorldufigen Ansicht der Behorde zufolge fiir die
Bewertung der fraglichen Beihilfemaffnahmen als neu
oder bestehend nicht von Bedeutung, ob das Gesetz zu
staatlichen Biirgschaften die Situation des Wohnraum-
finanzierungsfonds in Bezug auf die Primienzahlung tat-
sachlich dnderte oder nicht. Es wurde als ausschlaggebend
eingestuft, dass das neue Gesetz Nr. 121/1997 zu staat-
lichen Biirgschaften ein neues System einfithrte, in dem
der Wohnraumfinanzierungsfonds zum ersten Mal giins-
tiger behandelt wurde, als im Regelfall fiir von der im-
pliziten staatlichen Biirgschaft profitierende Unternehmen
vorgesehen ist. Daher war es die vorldufige Einschitzung
der Behorde, dass jeder aus der nach Artikel 7 des Ge-
setzes Nr. 121/1997 gewihrten Freistellung hervor-
gehende Vorteil eine neue Beihilfemafnahme darstellen
wiirde. Gleiches gelte fiir die Freistellung von Pramien-
zahlungen in Bezug auf andere Titigkeiten des Wohn-
raumfinanzierungsfonds, vgl. Gesetz Nr. 70/2000 zur
Anderung des Gesetzes Nr. 121/1997 sowie das zusitz-
liche Haushaltsgesetz 2001.

Nach der vorldufigen Beurteilung der Behorde stellt die
Freistellung des Wohnraumfinanzierungsfonds von der
Zahlung der Biirgschaftsprimie eine staatliche Beihilfe
im Sinne des Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens
dar. Die folgenden Beihilfeelemente wurden im Zuge der
Entscheidung zur Einleitung eines formlichen Prifverfah-
rens ausgemacht:

(19)

(20)

i) Freistellung von Primienzahlungen (von Anfang an
oder nachtraglich) fur die staatliche Biirgschaft in
Hohe von vierteljahrlich 0,0625 % der ausliandischen
Verpflichtungen in Bezug auf Wohnungsanleihen und
andere Verpflichtungen aus dem Zeitraum vom 1. Ja-
nuar 1998 bis heute;

ii) Freistellung von Pramienzahlungen (von Anfang an
oder nachtraglich) fur die staatliche Biirgschaft in
Hohe von vierteljdhrlich 0,0375 % der inlindischen
Verpflichtungen in Bezug auf Wohnungsanleihen und
andere Verpflichtungen aus dem Zeitraum vom 1. Ja-
nuar 1998 bis zum 10. Januar 2001;

iii) Freistellung von Primienzahlungen fiir die staatlichen
Biirgschaft in Hohe von vierteljahrlich 0,0625 % der
inldndischen Verpflichtungen des Wohnraumfinanzie-
rungsfonds aus dem Zeitraum vom 11. Januar 2001
bis heute.

Dariiber hinaus hatte die Behorde Zweifel an der Verein-
barkeit der oben genannten Beihilfeelemente mit dem
EWR-Abkommen. Die Behorde erklirte, dass ein Teil
der Darlehen zur Finanzierung von Wohneigentum als
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
im Sinne von Artikel 59 Absatz 2 des EWR-Abkommens
gelten und daher moglicherweise beihilfefahig sein konn-
te, doch ist nach vorldufiger Beurteilung der Behorde die
allgemeine Darlehensregelung des HFF zu weit gefasst,
um die Bedingungen des Artikels 59 Absatz 2 zu erfil-
len. Der Behorde wurden keine Informationen vorgelegt,
die die Annahme nahelegen konnten, dass der Markt
nicht in der Lage wire, Wohnraumfinanzierung zu an-
gemessenen Bedingungen bereitzustellen. Nach der all-
gemeinen Darlehensregelung des HFF stehen die Darlehen
jedem zur Verfiigung, unabhingig von Einkommen und
Vermogenswerten des Darlehensnehmers sowie von
Grofle und Wert des zu finanzierenden Wohneigentums.
Auch konnen die Darlehen iiberall vergeben werden, un-
abhingig davon, ob lokale Wohnraumfinanzierung ohne
weiteres zur Verfiigung steht oder nicht.

4. Stellungnahmen der islandischen Behdrden

Die Stellungnahmen der islindischen Regierung konzen-
trieren sich auf den Sachverhalt, dass alle fraglichen Bei-
hilfeelemente in direktem Zusammenhang mit der impli-
ziten staatlichen Biirgschaft zugunsten des HFF stiinden,
die bereits als bestehende Beihilfe gewertet wurde. Den
islindischen Behorden zufolge seien jegliche Gebiihren-
zahlungen integraler Bestandteil der staatlichen Biirg-
schaft als solche. Daher bestiinde angesichts des Nicht-
vorhandenseins von abtrennbaren und wesentlichen An-
derungen an der staatlichen Biirgschaft oder der Gebiih-
renzahlung keine neue Beihilfe und der Sachverhalt solle
innerhalb des Verfahrens fiir bestehende Beihilfe geklirt
werden. Die islindische Regierung duflerte ferner die An-
sicht, dass selbst in dem Fall, dass vom Bestehen einer
neuen Beihilfe auszugehen wire, diese aufgrund des so-
zialen Charakters des HFF und der Tatsache, dass die dem
HFF gewihrte Beihilfe die durch die Altmark-Rechtspre-
chung (1) aufgestellten Voraussetzungen erfiillt, als ver-
einbare Beihilfe zu werten wire.

(") Rechtssache C-280/00, Altmark Trans und Regierungsprisidium
Magdeburg, Slg. 2003, 1-7747.
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(21) In Bezug auf die durch Gesetz Nr. 68/1987 eingefiihrte
Verpflichtung zur Primienzahlung auf staatliche Biirg-
schaften fir auslindische Verpflichtungen bestimmter Fi-
nanzinstitute argumentieren die islindischen Behorden,
der Wohnraumfinanzierungsfonds habe keinerlei Pramie
gezahlt, da er niemals auslindische Verpflichtungen ge-
habt habe.

(22)  Dariiber hinaus stiitze sich die Verpflichtung zu Pramien-
zahlungen fiir andere inlindische Verpflichtungen als
Wohnungsanleihen nach Gesetz Nr. 121/1997 der An-
sicht der islindischen Behorden zufolge auf eine ,frag-
wiirdige rechtliche Basis“ (,based on questionable legal
basis“), da fur die Vorgidnger des Wohnraumfinanzie-
rungsfonds nie die Zahlung einer Biirgschaftsprimie vor-
gesehen gewesen sei. Die isldndischen Behorden weisen
des Weiteren auf den riickwirkenden Erlass der Schulden
des HFF aus nicht gezahlten Biirgschaftspramien durch
das zusidtzliche Haushaltsgesetz im Jahr 2001 hin. Daran
sei zu erkennen, dass der HFF nach Absicht des Gesetz-
gebers schon immer von der Zahlung einer Biirgschafts-
pramie hitte befreit sein sollen.

(23)  Und letztlich sei die Freistellung des HFF von der staat-
lichen Biirgschaftspramie aufgrund der Tatsache erfolgt,
dass der HFF eine Zinsmarge von 0,0375 % auf Hypo-
thekenanleihen als Sicherheit fir Verpflichtungen in Ver-
bindung mit Wohnungsanleihen erhob ('#). Die isldn-
dischen Behorden nennen das eine ,besondere staatliche
Biirgschaftsgebithr* (,special state guarantee fee). Diese
fliee in einen speziellen Reservefonds.

II. WORDIGUNG

(24)  Artikel 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens lautet wie
folgt:

LSoweit in diesem Abkommen nicht etwas anderes be-
stimmt ist, sind Beihilfen der EG-Mitgliedstaaten oder der
EFTA-Staaten oder aus staatlichen Mitteln gewéhrte Bei-
hilfen gleich welcher Art, die durch die Begiinstigung
bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den
Wettbewerb verfilschen oder zu verfilschen drohen,
mit dem Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar,
soweit sie den Handel zwischen Vertragsparteien beein-
trichtigen.”

(25) Demzufolge setzt die Einstufung von Maflnahmen als
staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 61 Absatz 1
des EWR-Abkommens voraus, dass diese Maflnahmen
Zuschiisse des Staates oder aus staatlichen Mitteln um-
fassen, dem begiinstigten Unternehmen einen Vorteil ver-
schaffen, einen selektiven Charakter aufweisen, den Wett-
bewerb verfilschen und geeignet sind, den Handel zwi-
schen Vertragsparteien zu beeintrichtigen.

(26)  Nach den Leitlinien der Uberwachungsbehérde fiir staat-
liche Beihilfen iiber staatliche Garantien (!°) kénnen Ga-
rantien, die unmittelbar vom Staat (ndmlich von gesamt-
staatlichen, regionalen oder kommunalen Behorden)
iilbernommen werden, staatliche Beihilfen darstellen. Zu-
dem stellen giinstigere Finanzierungsbedingungen fiir Un-
ternehmen, deren Rechtsform einen Konkurs oder andere

("% Urspriinglich sollten nicht alle staatlich verbiirgten Verbindlichkei-
ten des Wohnraumfinanzierungsfonds von der Biirgschaftspramie
freigestellt werden.

(") Siehe Anhang II in http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.
do?uri=0J:L:2011:105:0032:007 8:DE:PDF

Insolvenzverfahren ausschlieft oder die durch eine aus-
driickliche staatliche Garantie oder eine Verlustiiber-
nahme durch den Staat abgesichert sind, einen Vorteil
in Form eines unbefristeten Obligos des Staates dar,
was als unbeschrinkte staatliche Garantie bezeichnet
wird (19). Des Weiteren gilt:

,Eine staatliche Garantie bietet den Vorteil, dass das Ri-
siko, auf das sich die Garantie bezieht, vom Staat getra-
gen wird. Diese Risikotragerfunktion sollte normalerweise
durch eine angemessene Primie vergiitet werden. Ver-
zichtet der Staat ganz oder teilweise auf eine solche Pra-
mie, so ist dies ein Vorteil fiirr das Unternehmen und ein
Verlust staatlicher Ressourcen.” (17)

(27)  Die Behorde gelangt im Beschluss Nr. 247/11/KOL zu
dem Schluss, dass die implizite und unbeschrinkte staat-
liche Biirgschaft zugunsten des HFF eine staatliche Bei-
hilfe im Sinne von Artikel 61 Abschnitt 1 des EWR-
Abkommens darstellt, da sie zu einem Verlust staatlicher
Ressourcen seitens des islindischen Staates und wirt-
schaftlichen Vorteilen fiir den HFF fiihrt. Die Behorde
verwies auf den Sachverhalt, dass gemdff den Leitlinien
der Behorde iber staatliche Garantien Unternehmen, de-
ren Rechtsform einen Konkurs oder andere Insolvenzver-
fahren ausschlieft oder die durch eine ausdriickliche
staatliche Garantie oder eine Verlustilbernahme durch
den Staat abgesichert sind, als Beihilfeempfinger angese-
hen werden konnen. Ferner ist es nicht erforderlich, dass
der Staat im Rahmen der betreffenden Garantie Zahlun-
gen leistet. Die Beihilfe wird bei Ubernahme der Garantie
gewihrt und nicht erst dann, wenn die Garantie in An-
spruch genommen wird oder aufgrund der Garantie Zah-
lungen erfolgen ('$).

(28)  Angesichts der unmittelbaren Verbindung zwischen dem
Vorhandensein von Beihilfeelementen in einer aus einer
staatlichen Biirgschaft bestchenden Mafinahme und der
Notwendigkeit, fiir ein solches staatliches Eingreifen
eine (marktiibliche) Pramie festzulegen (und zu entrich-
ten), stellt sich die zentrale Frage, ob die Freistellung von
der Zahlung einer Biirgschaftsgebiihr im Vergleich zu den
von einer Biirgschaft als solcher ausgehenden Vorteilen
als separates Beihilfeelement zu werten ist. Eine angemes-
sene Pramie kann die dem Beihilfeempfanger gewdhrten
Vorteile zumindest teilweise ausgleichen. Wire fiir die
vorliegende Biirgschaft die Festlegung einer marktiibli-
chen Pramie entsprechend dem fiir den Staat von der
Biirgschaft ausgehenden Risiko maoglich gewesen und
hitte der HFF diese Primie entrichtet, so wiren die Vo-
raussetzungen in Artikel 61 Abschnitt 1 des EWR-Ab-
kommens in Bezug auf den Einsatz staatlicher Mittel und
einen wirtschaftlichen Vorteil fiir den HFF nicht erfallt
worden. Daher ist die Primie ein wesentlicher Aspekt

(*%) Siehe Kapitel 1.2 Punkt 4 der Leitlinien tiber staatliche Garantien

und Kapitel 7.2 Abschnitt 2 der Leitlinien fiir staatliche Beihilfen
iber die Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen auf
offentliche Unternehmen in der verarbeitenden Industrie, verfiigbar
unter http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:
1994:231:0001:0084:DE:PDF

(") Kapitel 2.1 der Leitlinien iiber staatliche Garantien.

('%) Siehe vorige Fufinote.


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:105:0032:0078:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:105:0032:0078:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:1994:231:0001:0084:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:1994:231:0001:0084:DE:PDF
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bei der Berechnung der Hohe der in Form einer Biirg-
schaft gewdhrten staatlichen Beihilfe. Selbiges lasst sich
aus den Leitlinien {iber staatliche Garantien wie oben
beschrieben schlussfolgern.

Die islandischen Behorden dufSerten in ihren Stellungnah-
men zu der Entscheidung zur Einleitung eines formlichen
Priifverfahrens (Beschluss Nr. 406/08/KOL) eine dhnliche
Sichtweise. Dariiber hinaus betonten die islindischen Be-
horden, dass das Gesetz zu staatlichen Biirgschaften eine
allgemeine Rechtsvorschrift iiber die Bedingungen fiir die
Gewahrung einer staatlichen Biirgschaft sein sollte. Durch
das Gesetz wurden keine Biirgschaften als solche ge-
wahrt, sondern lediglich die Voraussetzungen fiir Biirg-
schaften festgelegt ().

Angesichts der vorstehenden Erwidgungen ist die Behorde
der Ansicht, dass die Freistellung des HFF von der Zah-
lung einer staatlichen Biirgschaftspramie aufgrund der
besonderen Art der in einer staatlichen Garantie enthal-
tenen Beihilfeelemente keine von der impliziten und un-
beschrinkten staatlichen Biirgschaft des islindischen Staa-
tes getrennte staatliche Beihilfemafinahme im Sinne von
Artikel 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens darstellt. Die
Nichtzahlung einer Pramie ist Teil des gewahrten Vorteils
und des Einsatzes staatlicher Mittel im Rahmen der dem
HFF gewihrten staatlichen Biirgschaft. Angesichts der
Tatsache, dass die aus der staatlichen Biirgschaft entste-
henden Vorteile im Verfahren zu der bestehenden staat-
lichen Beihilfe (vgl. Sache 70382 (chemals 64865), Be-
schluss Nr. 247/11/KOL) von der Behorde behandelt

werden, ist das formliche Priifverfahren hinsichtlich der
Freistellung des HFF von der Zahlung einer staatlichen
Biirgschaftspramie gegenstandslos und kann eingestellt
werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das formliche Priifverfahren zur Freistellung des islandischen
Wohnraumfinanzierungsfonds von der Zahlung einer staatli-
chen Biirgschaftspramie wird eingestellt.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an die Republik Island gerichtet.

Artikel 3

Nur der englische Text ist verbindlich.

Geschehen zu Briissel am 23. November 2011.

Filr die EFTA-Uberwachungsbehirde

Oda Helen SLETNES Sverrir Haukur GUNNLAUGSSON

Prasidentin Mitglied des Kollegiums

() Schreiben vom 8.9.2008, S. 5.






Abonnementpreise 2012 (ohne MwSt., einschl. Portokosten fiir Normalversand)

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 1200 EUR pro Jahr
Amtsblatt der EU, Reihen L + C, Papierausgabe + jahrliche DVD 22 EU-Amtssprachen 1310 EUR pro Jahr
Amtsblatt der EU, Reihe L, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 840 EUR pro Jahr
Amtsblatt der EU, Reihen L + C, monatliche (kumulative) DVD 22 EU-Amtssprachen 100 EUR pro Jahr
Supplement zum Amtsblatt (Reihe S), 6ffentliche Auftrage und mehrsprachig: 200 EUR pro Jahr
Ausschreibungen, DVD, eine Ausgabe pro Woche 23 EU-Amtssprachen

Amtsblatt der EU, Reihe C — Auswahlverfahren Spr;a%he(n) geman Auswahl- 50 EUR pro Jahr

verfahren

Das Amtsblatt der Europdischen Union erscheint in allen EU-Amtssprachen und kann in 22 Sprachfassungen
abonniert werden. Es umfasst die Reihen L (Rechtsakte) und C (Mitteilungen und Bekanntmachungen).

Ein Abonnement gilt jeweils flr eine Sprachfassung.

In Ubereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates (verdffentlicht im Amtsblatt L 156 vom
18. Juni 2005), die besagt, dass die Organe der Europaischen Union ausnahmsweise und vorliibergehend von der
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veréffentlichen, werden die
Amtsblatter in irischer Sprache getrennt verkauft.

Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen der Ausschreibungen o&ffentli-
cher Auftrdge) umfasst alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen DVD.

Das Abonnement des Amisblatts der Européischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zum Bezug der
verschiedenen Anhange des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veréffentlichten
~Hinweis fur den Leser“ Uber das Erscheinen der Anhange informiert.

Verkauf und Abonnements

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amisblatts der
Europédischen Union, kénnen Uber die Vertriebsstellen abgeschlossen werden. Die Liste der Vertriebsstellen
findet sich im Internet unter:

http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die
Website ermdglicht die Abfrage des Amtsblatts der Européischen Union und enthélt dartiber hinaus die
Rubriken Vertrdge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschldge fiir Rechtsakte.

Weitere Informationen liber die Européische Union finden Sie unter: http://europa.eu

Amt fiir Veréffentlichungen der Europédischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Verordnung (EU) Nr. 249/2012 der Kommission vom 21. März 2012 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 19/2011 hinsichtlich der Typgenehmigung des gesetzlich vorgeschriebenen Fabrikschilds für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 250/2012 der Kommission vom 21. März 2012 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Herkunft Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 251/2012 der Kommission vom 21. März 2012 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise
	Beschluss der EFTA- Überwachungsbehörde Nr. 534/09/KOL vom 16. Dezember 2009 zur 78. Änderung der verfahrens- und materiellrechtlichen Vorschriften auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen durch die Einfügung eines neuen Kapitels über den Verhaltenskodex für die Durchführung von Beihilfeverfahren
	Beschluss der EFTA- Überwachungsbehörde Nr. 364/11/KOL vom 23. November 2011 über den Abschluss des förmlichen Prüfverfahrens zur Freistellung des isländischen Wohnraumfinanzierungsfonds Íbúðalánasjóður (Housing Financing Fund — HFF) von der Zahlung einer staatlichen Bürgschaftsprämie (Island)

